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PRESSEMITTEILUNG 

Berlin, den 15. April 2021 

Kinderrechte ins Grundgesetz: Einigung noch in 
dieser Legislaturperiode? 

eaf macht Alternativvorschlag zum Erreichen der 

Zweidrittelmehrheiten 

Heute debattiert der Bundestag in erster Lesung das Vorhaben der Bundesregierung, Kinderrechte 

im Grundgesetz zu verankern. Bereits vor dem Bundestag wurde der Regierungsentwurf im 

Bundesrat beraten. Dieser sandte noch vor Ostern ein zwiespältiges Signal: Weder ein positives 

Votum noch konkrete Änderungswünsche fanden im Bundesratsplenum eine Mehrheit. 

„Das stimmt bezüglich einer Einigung noch in dieser Legislaturperiode nicht sehr zuversichtlich, 

denn die Zeit für das parlamentarische Verfahren wird langsam knapp“, erläutert Dr. Martin 

Bujard, Präsident der evangelischen arbeitsgemeinschaft familie (eaf). „Es ist uns aber sehr 

wichtig, dass in der verbleibenden Zeit noch eine Grundgesetzänderung zustande kommt. Die 

Corona-Pandemie zeigt überdeutlich, wie groß und dringend der Handlungsbedarf ist. Dieses 

Vorhaben darf nicht in die nächste Wahlperiode verschoben werden. Wir möchten deshalb die 

Aufmerksamkeit auf den Alternativvorschlag der eaf lenken, der aus unserer Sicht die er-

forderlichen Zweidrittelmehrheiten in Bundesrat und Bundestag hinter sich versammeln könnte.“ 

Gestritten wird darum, welche Rechte aus der UN-Kinderrechtskonvention in das Grundgesetz 

aufgenommen und wie sie formuliert werden sollen. Der Alternativvorschlag der eaf etabliert ein 

Kindergrundrecht, ohne mit den UN-Kinderrechten in Konflikt zu geraten, und umschifft so die 

Klippe der Frage, ob das Kindeswohl „angemessen“ (Koalition) „maßgeblich“ (Grüne), „bei allem 

staatlichen Handeln“ (Linke) oder „besonders“ (FDP) zu berücksichtigen ist. Die Formulierungs-

vorschläge der eaf orientieren sich an bereits im Grundgesetz vorhandenen Formulierungen und 

Strukturen und wahren so den Duktus des Grundgesetzes. Wichtig: Die Stellung der Eltern 

gegenüber dem Staat soll nicht geschwächt werden. Die begleitende Verankerung eines 

Staatsziels etabliert gleichzeitig ein „Kinder-Mainstreaming“, das die staatliche Gemeinschaft 

auf die Förderung der tatsächlichen Durchsetzung der Rechte des Kindes verpflichtet. 
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„Deutlich mehr als reine Symbolpolitik, aber mit der gebotenen rechtlichen Zurückhaltung“, 

beschreibt Bujard den Kompromissvorschlag der eaf. „Wir hoffen, dass unsere Argumente dazu 

beitragen, noch in dieser Legislaturperiode eine Einigung herbeizuführen. Wir brauchen die 

Grundgesetzänderung als Signal und Startschuss für eine aktivere Politik für Kinder und 

Jugendliche – gerade jetzt in Pandemiezeiten!“ 

 

Die Argumente und Hintergründe für die von der eaf vorgeschlagene Grundgesetzänderung 

finden Sie im Policy Paper „Kinderrechte und Grundgesetz – eaf-Alternativvorschlag zum 

Erreichen der Zweidrittelmehrheit“. 

 

 

Die Änderung von Artikel 6 GG durch den eaf-Alternativvorschlag 

Der geänderte Artikel 6 des Grundgesetzes würde nach dem Vorschlag der eaf insgesamt 

künftig wie folgt aussehen (neu eingefügte Passagen sind fett und kursiv eingesetzt, 

redaktionelle Änderungen als durchgestrichen bzw. kursiv gekennzeichnet): 

 

Art 6 GG (neu) 

(1) Ehe, und Familie und Kinder stehen unter dem besonderen Schutze der staatlichen 

Ordnung. 

(2) Pflege und Erziehung der Kinder sind das natürliche Recht der Eltern und die zuvörderst 

ihnen obliegende Pflicht. Über ihre Betätigung wacht die staatliche Gemeinschaft. 

(3) Gegen den Willen der Erziehungsberechtigten dürfen Kinder nur auf Grund eines Gesetzes 

von der Familie getrennt werden, wenn die Erziehungsberechtigten versagen oder wenn die 

Kinder aus anderen Gründen zu verwahrlosen drohen. 

(4) Jede Mutter hat Anspruch auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft. 

(5) Die staatliche Gemeinschaft fördert die tatsächliche Durchsetzung der Rechte des Kindes 

und wirkt auf kindgerechte Lebensbedingungen hin.  

(6) Den unehelichen Kindern Den Kindern von nicht miteinander verheirateten Eltern sind 

durch die Gesetzgebung die gleichen Bedingungen für ihre leibliche und seelische 

Entwicklung und ihre Stellung in der Gesellschaft zu schaffen wie den ehelichen Kindern. 

 

 

Die evangelische arbeitsgemeinschaft familie e. V. (eaf) ist der familienpolitische 

Dachverband in der Evangelischen Kirche in Deutschland (EKD). Die Interessen der 

Evangelischen Familienbildung werden in der eaf vom Forum Familienbildung vertreten. 

https://www.eaf-bund.de/documents/Aktuelles/210119_PP_Kinderrechte_final.pdf
https://www.eaf-bund.de/documents/Aktuelles/210119_PP_Kinderrechte_final.pdf

